t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/1100344/2013

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, gegen den Bescheid des FAF vom 10. Mai 2013 Uber die Festsetzung eines
Saumniszuschlages fir die Umsatzsteuer 2011 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal} § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Verfahrensgang

Mit Bescheid Uber die Festsetzung eines ersten Sdumniszuschlages vom 10. Mai 2013 setzte
das Finanzamt gegeniiber dem Beschwerdefiihrer (Bf.) einen Sdumniszuschag in der Hohe von
insgesamt € 91,42 fest, weil die Umsatzsteuer 2011 in H6he von € 4.571,13 nicht spatestens an
ihrem Falligkeitstag dem 15. Februar 2012 entrichtet wurde.

In der gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde vom 7. Mai 2013 brachte der Bf. im
Wesentlichen vor, dass gegen den Umsatzsteuerbescheid 2011 das Rechtsmittel der
Beschwerde erhoben worden sei und im Zuge dessen sei auch die Aussetzung der Einhebung
gem. § 212a BAO beantragt worden.

Mit Berufungsvorentscheidung vom 10. Juli 2013 wies das FAF die Beschwerde als
unbegriindet ab.

Mit Schriftsatz vom 15. Juli 2013 stellte der Bf. den Vorlageantrag an das Bundesfinanzgericht.
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Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

I. Rechtslage und rechtliche Wiirdigung

1. Rechtslage

Wird eine Abgabe, ausgenommen Nebengeblihren, nicht spatestens am Falligkeitstag
entrichtet, so sind gemald § 217 Abs. 1 BAO nach MaRgabe der folgenden Bestimmungen

Saumniszuschlage zu entrichten.

GemaR § 217 Abs. 2 BAO betragt der erste Sdumniszuschlag 2 % des nicht zeitgerecht
entrichteten Abgabenbetrages.

Die Saumniszuschlagspflicht setzt nicht den Bestand einer sachlich richtigen, sondern nur einer
formellen Abgabenschuld voraus (VWGH 18.9.2003, 2002/16/0072).

Das hat zur Folge, dass ein Sdumniszuschlagsbescheid auch dann rechtmaRig ist, wenn die zu
Grunde liegende Abgabenfestsetzung unrichtig ist. Bei festgesetzten Abgaben besteht daher
eine allfallige Verpflichtung zur Entrichtung eines Sdumniszuschlages ohne Riicksicht auf die
sachliche Richtigkeit der Vorschreibung (VwWGH 30.5.1995, 95/13/0130).

Bemessungsgrundlage des Sdumniszuschlages ist die nicht entrichtete (bzw. die nicht
rechtzeitig entrichtete) Abgabenschuld; dies unabhingig davon, ob die Festsetzung der
Stammabgabe (im vorliegenden Fall: der Umsatzsteuer) rechtmaRig ist, ob die Festsetzung
rechtskraftig oder mit Bescheidbeschwerde angefochten ist (Ritz, BAO ©, § 217 Tz 3 f).

Nach § 217 Abs. 4 BAO sind Sdaumniszuschlage fiir Abgabenschuldigkeiten insoweit nicht zu
entrichten, als

a) ihre Einhebung gemal § 212 a ausgesetzt ist,
b) ihre Einbringung gemaR § 230 Abs. 2, 3, 5 oder 6 gehemmt ist,

c) ein Zahlungsaufschub im Sinn des § 212 Abs. 2 zweiter Satz nicht durch Ausstellungeines
Rickstandsausweises (§ 229) als beendet gilt,

d) ihre Einbringung gemaf § 231 ausgesetzt ist.

Die Falligkeit der Vorauszahlungen an Umsatzsteuer tritt gemafd § 21 Abs. 1 UStG 1994 jeweils

am fuinfzehnten Tag des auf einen Kalendermonat zweitfolgenden Kalendermonats ein. Fir die
Entstehung des Sdumniszuschlages nach § 217 BAO kommt es daher auf den Zeitpunkt der
Erlassung des Jahresumsatzsteuerbescheides bzw. eines Umsatzsteuerfestsetzungsbescheides
nicht an (VWGH 26.5.1999, 99/13/0054).
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Dabei tritt die Verpflichtung zur Entrichtung eines Sdumniszuschlages unabhangig von der
sachlichen Richtigkeit des Abgabenbescheides ein.

Nach § 230 Abs. 2 BAO diirfen wahrend einer gesetzlich zustehenden oder durch Bescheid
zuerkannten Zahlungsfrist EinbringungsmaRnahmen nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden.

Wurde ein Ansuchen um Zahlungserleichterungen (§ 212 Abs. 1) vor dem Ablauf der fir die
Entrichtung einer Abgabe zur Verfligung stehenden Frist oder wahrend der Dauer eines diese
Abgabe betreffenden Zahlungsaufschubes im Sinn des § 212 Abs. 2 zweiter Satz eingebracht,
so dirfen EinbringungsmaRBnahmen bis zur Erledigung des Ansuchens nicht eingeleitet werden;
dies gilt nicht, wenn es sich bei der Zahlungsfrist um eine Nachfrist gemal} § 212 Abs. 3 erster
oder zweiter Satz handelt (§ 230 Abs. 3 BAO).

Wurden Zahlungserleichterungen bewilligt, so dirfen Einbringungsmalnahmen wahrend der
Dauer des Zahlungsaufschubes weder eingeleitet noch fortgesetzt werden. Erlischt eine
bewilligte Zahlungserleichterung infolge Nichteinhaltung eines Zahlungstermins oder infolge
Nichterflllung einer in den Bewilligungsbescheid aufgenommenen Bedingung (Terminverlust),
so sind Einbringungsmalnahmen hinsichtlich der gesamten vom Terminverlust betroffenen
Abgabenschuld zuldssig. Ist ein Terminverlust auf andere Griinde als die Nichteinhaltung eines
in der Bewilligung von Zahlungserleichterungen vorgesehenen Zahlungstermins
zurlickzuflihren, so darf ein Riickstandsausweis friihestens zwei Wochen nach Verstandigung

des Abgabepflichtigen vom Eintritt des Terminverlustes ausgestellt werden (§ 230 Abs. 5 BAO).

Wurde ein Antrag auf Aussetzung der Einhebung gestellt, so dirfen Einbringungsmalinahmen
hinsichtlich der davon nach MalRgabe des § 212 a Abs. 1, 2 lit. b und 3 letzter Satz betroffenen
Abgaben bis zu seiner Erledigung weder eingeleitet noch fortgesetzt werden (§ 230 Abs. 6
BAO).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes besteht die mit dem Antrag auf Aussetzung
verbundene Wirkung der Hemmung der Einbringung nach § 230 Abs. 6 BAO erst ab dem

Zeitpunkt der Antragstellung. Dem Gesetz sei nicht zu entnehmen, dass durch einen
Aussetzungsantrag Rechtsfolgen, die bereits vor Antragstellung durch die nicht zeitgerechte
Entrichtung einer Abgabe eingetreten sind, riickgdangig gemacht werden sollten. Auch wenn ein
Aussetzungsantrag zur Hemmung der Einbringung fiihre, bedeute dies nicht, dass der durch
Bescheid bereits festgesetzte Sdumniszuschlag durch einen spater gestellten
Aussetzungsantrag beseitigt wiirde (VwWGH 27.02.2015, 2011/17/0103).

Nach § 21 Abs. 1 UStG 1994 hat der Unternehmer spatestens am 15. Tag (Falligkeitstag) des
auf einen Kalendermonat (Voranmeldungszeitraum) zweitfolgenden Kalendermonats, die fiir

den Voranmeldungszeitraum zu entrichtende Steuer selbst zu berechnen und die sich
ergebende Vorauszahlung spatestens am Falligkeitstag zu entrichten.
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Durch die Nachforderung auf Grund der Veranlagung wird keine von Abs. 1 und 3 abweichende
Falligkeit begriindet (§ 21 Abs. 5 UStG 1994).

Flr die Umsatzsteuer tritt die Falligkeit daher unabhangig von der bescheidmaligen
Geltendmachung zum gesetzlich festgelegtem Zeitpunkt ein. Erfolgt fir diese Abgaben eine
bescheidmaBige Nachforderung, hat auch ein innerhalb der Nachfrist gemafd § 210 Abs. 4 BAO
gestellter Antrag auf Aussetzung der Einhebung keine Auswirkung auf den mit Ablauf des

Falligkeitstages bereits entstandenen Sdumniszuschlagsanspruch (VwGH 20.04.1995,
92/13/0115; UFS 09.01.2012, RV/0184-1/11; UFS 01.07.2011, RV/3059-W/10).

2. Rechtliche Wiirdigung

Gegenstandlich wurde im Bescheid liber die Festsetzung eines ersten Saumniszuschlages
darauf hingewiesen, dass die Umsatzsteuer 2011 bereits mit 15. Februar 2012 fallig war.

Dass der Bf. am 3. Juni 2013 verbunden mit der Beschwerde gegen den Umsatzsteuerbescheid
des Jahres 2011 einen Antrag auf Aussetzung eingebracht hat, andert nichts an der bereits
eingetretenen Falligkeit. Zum Einbringungszeitpunkt der Beschwerde und des
Aussetzungsantrages war der Sdumniszuschlag wegen Nichtentrichtung der Umsatzsteuer des
Jahres 2011 zu dem im Saumniszuschlagsbescheid genannten Falligkeitszeitpunkt bereits
verwirkt.

Sollten die Beschwerden zu einer Verringerung der Abgabenvorschreibungen fiihren, waren
die entsprechenden Sdumniszuschlagsfestsetzungen gemals § 217 Abs. 8 BAO von Amts wegen

anzupassen.

Il. Zulassigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Es war daher spruchgemaRB zu entscheiden.

Feldkirch, am 31. Méarz 2021

4von4


javalink?art=BG&id=1053500&ida=UStG1994&hz_id=1053500&dz_VonParagraf=21&dz_VonAbsatz=5
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=210&dz_VonAbsatz=4
javalink?art=VwGH&id=700&gueltig=19950420&hz_gz=92%2f13%2f0115
ilink?bereich=UFS&id=600&gueltig=20120109&hz_gz=RV%2f0184-I%2f11
ilink?bereich=UFS&id=600&gueltig=20110701&hz_gz=RV%2f3059-W%2f10
javalink?art=BG&id=1006900&ida=BAO&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=217&dz_VonAbsatz=8

	Entscheidungsgründe
	Verfahrensgang
	Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	I. Rechtslage und rechtliche Würdigung
	1. Rechtslage
	2. Rechtliche Würdigung
	II. Zulässigkeit einer Revision



